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Resolution DV 2-2026 

Geheimdienst-Reform: Absoluter Schutz für den therapeutischen Raum muss 

sichergestellt werden 

Die Delegiertenversammlung des bvvp fordert Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat 

auf, den absoluten Schutz der psychotherapeutischen Kommunikation und der 

psychotherapeutischen Behandlungsdokumentation im Nachrichtendienstrecht abzusichern.  

Psychotherapeut*innen müssen beim Schutz vertraulicher Kommunikation denjenigen 

Berufsgeheimnisträger*innen gleichgestellt werden, deren Kommunikation bereits dem 

höchsten Schutz unterliegt. Eine Abstufung, wonach die psychotherapeutischen Gespräche 

geringer geschützt werden als anwaltliche, seelsorgerische oder parlamentarische 

Kommunikation, ist fachlich absolut nicht vertretbar und politisch nicht hinnehmbar. 

Psychotherapie betrifft regelhaft den Kernbereich privaten und intimen Erlebens und 

Verhaltens. Patient*innen sprechen dort über leidvolle Erfahrungen, Gedanken und 

Konflikte, die sie sonst niemandem anvertrauen. Dazu gehören Traumatisierungen, 

Suizidalität, Gewalt- und Missbrauchserfahrungen, familiäre und partnerschaftliche Konflikte, 

Ängste, Schuld- und Schamerleben, sexuelle Identität, religiöse oder politische 

Überzeugungen und existenzielle Krisen. Schon die Möglichkeit, dass solche Gespräche oder 

Aufzeichnungen nachrichtendienstlich erfasst oder ausgewertet werden könnten, beschädigt 

das für die Behandlung notwendige Vertrauen. 

Die Delegiertenversammlung fordert deshalb: 

• Psychotherapeutische Gespräche, Behandlungsdokumentationen und sonstige 

anvertraute Patientendaten müssen vor Überwachungs-, Auskunfts-, Erhebungs- und 

Verwertungsmaßnahmen der Nachrichtendienste absolut geschützt werden. 

 

• Ärztliche Psychotherapeut*innen, Psychologische Psychotherapeut*innen, Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeut*innen, sowie Fachpsychotherapeut*innen nach neuem 

Recht sind ausdrücklich in den höchsten Schutzbereich aufzunehmen. 

 

• Der Schutz muss auch für Praxispersonal, digitale Praxisinfrastruktur, 

Videosprechstunden, elektronische Kommunikation, elektronische Patientenakten und 

sonstige technische Verarbeitungssysteme gelten. 

 

• Zufällig erlangte psychotherapeutische Gesprächsinhalte oder Behandlungsdaten 

müssen einem strikten Erhebungs-, Auswertungs-, Verwertungs- und 

Weitergabeverbot unterliegen und unverzüglich gelöscht werden. 
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• Die Arbeit der Nachrichtendienste ist notwendig, sie darf aber nicht den notwendigen 

absoluten Schutz psychotherapeutischer Vertraulichkeit beeinträchtigen und die 

Schweigepflicht untergraben. 

Die Delegiertenversammlung stellt klar:  

 

Der Staat darf Schutzbedürftige nicht dadurch verunsichern, dass er den vertraulichen Raum 

ihrer gesundheitlichen Versorgung unter nachrichtendienstlichen Vorbehalt stellt. 

Psychotherapeutische Vertraulichkeit und Schweigepflicht schützen Patient*innen, 

ermöglichen Behandlung und sichern Vertrauen in Demokratie und Gesundheitsversorgung. 


